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Niederschrift Nr. 19 über die Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und 
Soziales 
 
 
Sitzungstermin: Mittwoch, 23.06.2010 
Beginn der Sitzung: 17:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 18:45 Uhr 
Sitzungsort: Ratssaal, Verw. gebäude II 
 

Anwesend: 
 
Vorsitzender 
Ammersken, Heino  
 
SPD-Fraktion 
Brunken, Karola für Elfriede Meyer 
Götze, Horst  
Grix, Helga  
Meinen, Regina  
Meyer, Lina  
Schulze, Kai-Uwe  
 
CDU-Fraktion 
Janßen, Heinz Werner  
Orth, Petra  
 
FDP-Fraktion 
Bolinius, Rolf  
 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Schild, Walter  
 
Fraktion DIE LINKE. Grundmandat 
Graf, Wilfried  
 
Beratende Mitglieder 
Grix, Wilhelm (bis 18.40 Uhr) 
Hollander, Volkmar  
Janssen, Soghra  
Kandziora, Marianne  
Voges, Dr. Friedhelm  
 
von der Verwaltung 
Tempel, Doris  
Decker, Ubbo Dr.  
Engels, Josef  
Dübbelde, Sven  
 
Protokollführung 
Jetses, Karin  
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Öffentlicher Teil 
 
TOP 1  Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlussfähigkeit  
 
Herr Ammersken begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung. 
 
Beschluss: Die Beschlussfähigkeit wird festgestellt. 
 
Ergebnis:  einstimmig 
 
 
TOP 2  Feststellung der Tagesordnung  
 
Frau Orth montiert, dass die Sitzungsunterlagen im Ratsinformationssystem nicht zur Verfü-
gung standen.  
 
Anmerkung der Protokollführung: 
Nach Rücksprache des Sitzungsdienstes mit Frau Orth konnte kein Fehler nachvollzogen wer-
den. Die Unterlagen standen im Ratsinformationssystem zur Verfügung.  
 
Beschluss: Die Tagesordnung wird festgestellt. 
 
Ergebnis:  einstimmig 
 
 
TOP 3  Genehmigung der Niederschrift Nr. 18 über die öffentliche Sitzung des Aus-

schusses für Gesundheit und Soziales am 05.05.2010  
 
Beschluss: Die Niederschrift Nr. 18 über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Ge-

sundheit und Soziales am 05.05.2010 wird genehmigt. 
 
Ergebnis:  einstimmig 
 
 
TOP 4  Einwohnerfragestunde  
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
 
 
 B E S C H L U S S V O R L A G E N 
  
 
TOP 5  Leistungsvereinbarung mit der Suchtkrankenhilfe Ostfriesland gGmbH Emden 

über das Angebot eines Ambulant Betreuten Wohnens für chronisch mehr-
fach beeinträchtigte Abhängigkeitskranke 
Vorlage: 15/0333/1  

 
Frau Tempel erläutert, in dieser Beschlussvorlage gehe es nicht um den Abschluss einer neu-
en Leistungsvereinbarung, denn inhaltlich habe sich diese nicht verändert. An die Stelle des 
bisherigen Leistungserbringers, die Gesellschaft zur Hilfe für suchgefährdete und abhängige 
Menschen e. v. Leer, DROBS Emden, trete die ausgegründete Suchtkrankenhilfe Ostfriesland 
gGmbH. Dieser Wechsel müsse wie alle Änderungen der Leistungsvereinbarung schriftlich 
festgehalten werden.   
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Frau L. Meyer fragt an, ob davon nur die Emder Bürgerinnen und Bürger betroffen seien oder 
auch welche aus anderen Kommunen.  
 
Frau Tempel entgegnet,  mit der Stadt Emden als Sozialhilfeträger würden ausschließlich die 
Hilfen mit dem  Leistungserbringer abgerechnet, die für Emder Bürgerinnen und Bürger seitens 
dieser Gesellschaft erbracht würden.  
 
Beschluss: Zwischen der Stadt Emden und der Suchtkrankenhilfe Ostfriesland gGmbH 

wird die der Vorlage 15/0333/1 als Anlage beigefügte Leistungsvereinbarung 
geschlossen. Die Prüfungs- und Entgeltvereinbarung sind jeweils ebenfalls 
anzupassen. 

 
Ergebnis:  einstimmig 
 
 
 M I T T E I L U N G S V O R L A G E N 
  
 
TOP 6  Finanzielle Förderung von Vereinen und Verbänden für soziale Aufgaben 

Vorlage: 15/1611  
 
Frau Tempel erklärt, bei dieser Mitteilungsvorlage gehe es um den Bereich der institutionellen 
Förderung von Vereinen und Verbänden. Der Bereich der Altenhilfe sei noch nicht entschieden 
und werde erst in der nächsten Sitzung behandelt.  
 
Sie führt weiter aus, dieser Bereich verringere sich, weil man in den vergangenen Jahren dazu 
übergegangen sei, mit den Trägern Leistungsvereinbarungen abzuschließen. Auch sei gegen-
wärtig geplant, mit der AWO für die kooperative Migrationsarbeit eine Leistungsvereinbarung 
abzuschließen, da die vorherige ausgelaufen sei. Eine Änderung habe es in Bezug auf den Be-
reich der Schuldnerberatung gegeben. Hier sei der Zuschuss noch nicht ausgezahlt worden, da 
noch Gespräche hinsichtlich des im Juni eingereichten Verwendungsnachweises stattfinden 
sollen. Insgesamt aber sei der Bereich weiterhin rückläufig und werde in Zukunft mit weniger 
Mitteln hinterlegt werden können.  
 
Herr Ammersken bedankt sich und bittet um Wortmeldungen. 
 
Frau Meinen begrüßt es, dass einige Verbände unterstützt würden. Sie fragt an, für welche 
Projekte dieses Geld verwendet werde.  
 
Frau Tempel entgegnet, es handele sich um reine Zuschüsse für die Personal- und Sachauf-
wendungen, die bei den Einrichtungen für ihre Beratungstätigkeit entstehen würden. 
 
Frau Orth begrüßt ebenfalls die finanzielle Förderung dieser Vereine und Verbände und erkun-
digt sich, inwieweit zukünftig hier gekürzt werde. 
 
Frau Tempel bemerkt, für die folgenden Jahre sei nach der gegenwärtigen Planung der Ver-
waltung noch der gleiche Mitteleinsatz vorgesehen. Sofern es jedoch mit der Schuldnerbera-
tungsstelle oder der Migrationsberatung zu dem Abschluss einer Leistungsvereinbarung kom-
me, seien diese Leistungen aus einer anderen Endkostenstelle zu zahlen, sodass sich keine 
Mittelkürzung, sondern eine Verschiebung der Kosten ergeben könne.  
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Herr Schild bittet um Informationen zu den Sach- und Personalleistungen der kooperativen 
Migrationsarbeit.  
 
Frau Tempel führt aus, bei der kooperativen Migrationsarbeit handele es sich um eine Kofinan-
zierung. Das Land Niedersachsen fördere die Migrationsberatungsstellen mit einem weitaus 
höheren Anteil als die Kommune, die nur eine kleine Teilfinanzierung für die entstehenden Per-
sonalaufwendungen bei der AWO leiste.  
 
Frau Orth bittet darum, eine Auflistung der einzelnen Punkte dem Protokoll beizufügen.  
 
Anmerkung der Protokollführung: 
Der Blinden- und Sehbehindertenverband Niedersachsen e. V., Regionalverband Ostfriesland, 
unterhält eine Geschäftsstelle in Leer, in der zwei Sozialarbeiterinnen und eine Bürokraft be-
schäftigt sind. Für die Erfüllung der satzungsmäßigen Aufgaben wie Beratung, Betreuung für 
Emder Betroffene wird ein Zuschuss zu den Fahrtkosten nach Emden in Höhe von 300 € ge-
währt. 
 
Die Beratungsstelle für hörgeschädigte Menschen in Ostfriesland berät und betreut erwachsene 
hörgeschädigte Menschen. Die Grundfinanzierung der Kosten für zwei Diplom-
Sozialarbeiterinnen ca. 87.000 € übernimmt das Land Niedersachsen. Die Stadt Emden betei-
ligt sich seit Jahren an den Gesamtkosten mit einem Pauschalbetrag in Höhe von 2.330 €. 
 
Das Beratungsangebot der kooperativen Migrationsberatungsstelle ist Bestandteil des Interven-
tionsprogramms des Landes Niedersachsen zur Integration und Migration von Migrantinnen und 
Migranten in Emden. Für die Beratungsstelle entstehen jährliche Kosten in Höhe von ca. 32.000 
€, dafür gewährt das Land Niedersachsen einen Zuschuss in Höhe von 21.000 €. Die Stadt 
Emden beteiligt sich mit einem Betrag in Höhe von 4.970 € jährlich. 
 
Die Schuldnerberatungsstelle in Emden beschäftigt eine Schuldnerberaterin sowie eine Verwal-
tungskraft. Aufwendungen entstehen jährlich in Höhe von 93.000 €. Finanziert werden diese 
Kosten aus Eigenmitteln, Zuwendungen des Landes Niedersachsen, des Nds. Sparkassen – 
und Giroverbandes sowie der Stadt Emden.  
 
Ergebnis:  Kenntnis genommen. 
 
 
TOP 7  Sachstand der Sozialberichterstattung für die Stadt Emden im Rahmen der 

Sozialplanung 
Vorlage: 15/1403/1  

 
Frau Tempel erklärt, da die öffentlichen Finanzmittel ständig weniger würden, geraten insbe-
sondere die Sozialleistungen immer wieder in die Diskussion, sodass auch bei der Stadt Emden 
die Überlegung anstehe, die Sozialberichterstattung als Grundlage für eine künftige Steuerung 
der Finanzaufwendungen zu nutzen. Innerhalb des aktuellen Haushalts der Stadt Emden wür-
den die Sozialleistungen mehr als 50 % des Gesamtaufwandes ausmachen. Dieses seien mitt-
lerweile 60 Mio. €. Nunmehr werde überlegt, welche Instrumente man finden könne, um in eine 
bessere Finanzsteuerung hineingehen zu können. Als Grundlage dafür benötige man zunächst 
einmal einen Status quo, den diese Sozialberichterstattung liefern solle. Ihrer Meinung nach sei 
es eine der wichtigsten Aufgaben, um in Zukunft die Ausgaben besser planen zu können. Die 
erhebliche Anzahl an Informationen stelle eine große Herausforderung an die Verwaltung, diese 
insgesamt mehr zu verdichten und handhabbarer zu machen, sodass ausschließlich die Infor-
mationen, die die Politik, die Bürger und die Fachöffentlichkeit für ihre Belange benötigen veröf-
fentlicht werden sollen. Der Bericht sei im Wesentlichen fertig gestellt. Doch wolle man heute 
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nicht den umfangreichen Gesamtbericht vorstellen, sondern zunächst einmal die Grundaussa-
gen präsentieren und in die Ergebnisse zu bestimmten Sozialindikatoren einführen, die im 
Rahmen der Berichterstattung ausgewählt worden seien.  
 
Herr Engels und Herr Dübbelde geben anhand einer PowerPoint-Präsentation einen 
Sachstand zur Sozialberichterstattung im Rahmen der Sozialplanung. Die Präsentation ist im 
Internet unter www.emden.de einsehbar.  
 
Herr Ammersken bedankt sich für die Ausführungen und bittet um Wortmeldungen. 
 
Frau Orth fragt an, ob bei den 50 % der Gesamtausgaben, die auf den sozialen Bereich entfal-
len würden, gesetzlich feste Verpflichtungen enthalten seien oder ob dort auch variable Anteile 
vorhanden seien. Weiterhin sei hier aufgefallen, dass die Arbeitslosenquote der Ausländer bei 
50 % gelegen habe. Zudem sei der Anteil der Ausländer bei den Kindern ohne Schulabschluss 
auch recht hoch. Ihrer Ansicht nach müsse dringend etwas getan werden, um allen Kindern 
einen Schulabschluss zu ermöglichen. Dadurch verringere sich für die Zukunft auch die Zahl 
der Arbeitslosen.  
 
Frau Tempel führt aus, die Bruttoaufwendungen für die Sozialleistungen würden im Haushalt 
für das Jahr 2010 nahezu 60 Mio. € betragen und damit ca. 50 % der Gesamtbruttoaufwendun-
gen ausmachen. Darin enthalten seien sowohl die gesetzlichen als auch die freiwilligen Leis-
tungen. Ihrer Ansicht nach dürfe man nicht tatenlos zusehen, wie diese Sozialausgaben weiter-
hin ansteigen würden. Zwar spiele die Wirtschaftskrise und die hohe Arbeitslosigkeit eine Rolle, 
doch der Verweis vieler Kommunen und Interessensverbände auf Bund und Länder die zu Las-
ten der Kommunen ihre Haushaltskonsolidierung betreiben würden, helfe nicht wirklich in der 
Sache weiter. Die Kommunen sollten selbst aktiv und zielorientiert ihre Ausgaben steuern. Sie 
erhoffe sich durch diese Berichterstattung und Analyse, dass Handlungsansätze zu finden sei-
en, wie letztendlich die Leistungen zielgenauer  erbracht werden könnten.  
 
Herr Engels ergänzt, zu diesen Sozialausgaben gehöre neben dem Fachbereich Gesundheit 
und Soziales auch der Jugendhilfebereich. Hier stehe evtl. mehr freie Verfügungsmasse zur 
Verfügung, da letztendlich auch Jugendzentren als eine freiwillige Leistung vorgehalten würden.  
 
Hinsichtlich des Punktes der Bildung führt Herr Engels aus, es könne niemand einem jungen 
Menschen versprechen, dass er bei einem guten Schulabschluss auch einen guten Beruf be-
komme. Doch wenn man in der Zeitung lese, es würde noch hunderte freie Ausbildungsstellen 
geben, dann müsse man in vielen Fällen sagen, dass diese jungen Menschen nicht ausbil-
dungsreif seien und nicht über das nötige Wissen und die nötige schulische Qualifizierung ver-
fügten, um diesen Ausbildungsplatz, der eine gewisse Anforderung beinhalte, zu bekommen. 
Hier sei schon der Ansatz an einem vernünftigen Bildungssystem so zu nutzen, dass für die 
Jugendlichen das Optimale herauskomme. Weiterhin sei auch eine Chancengleichheit herzu-
stellen, um den Kreislauf der Probleme zu unterbrechen. Erfahrungsgemäß würden die Proble-
me in der nächsten Generation wiederkehren.  
 
Herr Graf bedankt sich für Ausführungen des Sozialberichtes und bittet darum, die Präsentation 
vorab zur Verfügung zu stellen, um aktuell damit arbeiten zu können. Er führt aus, da die Prä-
sentation viele Themen und Schwerpunkte beinhalte, schlage er vor, diese speziell in den zu-
ständigen Ausschüssen zu behandeln. Weiter erklärt er, seiner Meinung nach sei es interessant 
zu sehen, welche Ursachen es geben würde, dass z. B. Ausländer den Schulausschuss nicht 
erreichen würden. Er halte die Ausgaben für die Sozialleistungen für notwendig und begrüße 
es, dass die Stadt Emden hier nicht wie andere Kommunen gravierend Kürzungen vornehme.  
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Frau L. Meyer bedankt sich ebenfalls für die umfangreiche Berichterstattung. Es mache sie 
sehr betroffen, dass so viele Kinder in der Stadt Emden in Armut leben würden. Sie fragt an, 
wie diese Armut aussehen würde. Weiterhin sei ihr aufgefallen, dass viele ältere Frauen in Ar-
mut lebten. Sie bittet um Auskunft, ob dort auch die Frauen berücksichtigt worden seien, die in 
Altenheimen wohnen würden.  
 
Herr Engels erklärt, selbstverständlich könne die Präsentation ins Ratsinformationssystem ge-
stellt werden. Jedoch sei sie nur eine Auswahl von Beispielen, die zunächst einmal lediglich 
einen Einblick in den Sozialbericht geben sollten. Dort würden ergänzende Daten und Hinter-
gründe enthalten sein, sodass die Präsentation alleine zu einer Fehlinterpretation führen könne. 
Seiner Ansicht nach sei der Sozialbericht ein Instrument, welches sehr vielschichtig genutzt 
werden sollte. Bezüglich der Frage, ob auch Frauen in Altenheimen berücksichtigt worden sei-
en, bemerkt Herr Engels, die Personen in Einrichtungen habe er herausgenommen, weil sie im 
Wesentlichen das Bild verzerren würden, da z. B. im Stadtzentrum vier Altenheime vorhanden 
seien.  
 
Herr Dübbelde entgegnet auf die Frage von Frau Meyer, wie die Kinderarmut aussehen würde, 
dass es sich dabei um Kinder handele, deren Eltern SGB II Leistungen erhalten würden. Diese 
seien auch insbesondere im Bereich der Bildung benachteiligt. Insgesamt sei die Zahl der Kin-
der, die in Emden von Sozialleistungen leben würden, noch höher, da es noch den Bereich Kin-
derwohngeld geben würde, der nicht berücksichtigt worden sei. Diese Daten könnten für Emden 
allein nicht berechnet werden. 
 
Herr Ammersken stellt fest, der Ausschuss habe sehr viel Besorgniserregendes gehört, was 
seines Erachtens dringenden Handlungsbedarf nach sich ziehe. Er fragt an, wie die weitere 
Vorgehensweise auch in der Ausschussarbeit aussehen sollte und welche Themen konkret be-
handelt werden sollten.  
 
Herr Engels erklärt, der Sozialbericht umfasse 300 Seiten. Es sei eine Lenkungsgruppe in der 
Verwaltung gegründet worden, die sich Gedanken darüber mache, wie man mit diesem um-
fangreichen Material umgehen wolle.   
 
Herr Ammersken bemerkt, in der Politik werde man gerade in der nächsten Zeit in ein Span-
nungsfeld hinsichtlich der Haushaltskonsolidierung geraten. Von daher würde er es als wichtig 
erachten, wenn man diese Problematiken schnell angehen und erklären würde, welchen Weg 
die Stadt Emden gehen wolle. Ansonsten könnte der Fehler gemacht werden, dass auf der ei-
nen Seite Sparmaßnahmen durchgeführt werden, die kontraproduktiv zu entsprechenden Leis-
tungen in diesem Bereich seien.  
 
Herr Engels weist darauf hin, in dem Bericht gehe es um monetäre Armut. Es gäbe jedoch eine 
Vielzahl anderer Armutsansätze wie z. B. die kulturelle Armut. Seiner Ansicht nach sei es wich-
tig, im Rahmen des Haushalts zu überlegen, ob man eine Einrichtung fördere, die den Schwa-
chen sowieso nicht zugute käme, oder ob man die Schwachen fördere, damit sie irgendwann 
diese Einrichtung auch nutzen könnten. 
 
Herr Götze führt aus, heute würde eine nüchterne Analyse vorliegen, aus der Maßnahmen ab-
zuleiten seien. Es sei bekannt, dass es im Bereich der Bildung ein großes Defizit geben wür-
den, aus dem folge, dass letztendlich Arbeitslosigkeit und auch Armut entstünden. Es würden 
Maßnahmen und Ziele benötigt, um die vorhandenen Schwachstellen nicht nur zu verwalten, 
sondern auch angehen zu können. Nur so könnten bestimmte Dinge verändert werden, die sich 
in dem Moment wieder rechnen würden, wenn die Betroffenen nicht von Zusatzleistungen leben 
müssten, sondern sich eine Arbeit suchen könnten.  
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Weiter teilt Herr Götze mit, es müsse versucht werden, ein Konzept zu entwickeln, wie die Situ-
ation nach und nach mit kleinen Schritten verbessert werden könnte. Momentan werde sehr viel 
Geld ausgegeben, damit die Menschen vernünftig leben könnten. In dem Konzept müsste auf-
gezeigt werden, wo die Schwachstellen seien. Seiner Meinung nach müsste trotz der Haus-
haltslage Geld in die Hand genommen werden, um nach Möglichkeiten zu suchen, die Men-
schen in eine bessere Situation zu versetzen. Doch dieses könne die Politik nur gemeinsam mit 
der Verwaltung machen. Herr Götze regt an, sich bei anderen Städten nach ähnlichen Ansätzen 
zu informieren.  
 
Herr Schild bedankt sich für diese umfangreiche Ausarbeitung. Seiner Ansicht nach müsste der 
Rat diesen Bericht durcharbeiten, um damit eine Grundlage zu erhalten, die für die Zielsetzung 
und Prioritätensetzung von enormer Wichtigkeit sei. Dieses sei insbesondere im Hinblick auf die 
Haushaltslage von Bedeutung. Nur durch die Auswertung des Berichts sei eine Entscheidungs-
findung möglich, was man machen könne und was man machen müsse.  
 
Frau Meinen zeigt sich über den umfangreichen Sozialbericht sehr erstaunt und schlägt vor, 
sich hieraus einen Teilbereich zu nehmen und diesen abzuarbeiten. Hinsichtlich der vorhande-
nen Lenkungsgruppe hätte sie sich gewünscht, dass der Rat darüber früher informiert worden 
wäre, um hier auch mitarbeiten zu können.  
 
Frau Tempel erklärt, es könne vom Rat nicht erwartet werden, dass er den Sozialbericht nach-
arbeite und dann selbstständig Schlüsse ziehe. Die eingerichtete Lenkungsgruppe der Verwal-
tung werde Vorschläge erarbeiten, wie die weitere Vorgehensweise sei. Da für das nächste 
Halbjahr noch weitere Sitzungen des Ausschusses für Gesundheit und Soziales geplant seien, 
habe man sich intern überlegt, zu bestimmten Themenbereichen einen gewissen Input zu ge-
ben und gemeinsam mit der Politik eine Strategie zu entwickeln, wie in den Maßnahmen weiter-
gearbeitet werden könne.  
 
Herr Engels ergänzt, auch sei es nicht unbedingt notwendig, den Bericht in einem Mal durchzu-
lesen, da die Grobgliederung viele Unterpunkte beinhalte.  
 
Herr Grix stellt fest, er habe bisher schon sehr viele Berichte durchgearbeitet und sei über die 
Aussage verwundert, dass die Antworten darauf nicht die Politik geben könne.. Er empfehle 
dem Rat, diesen Sozialbericht zu lesen, um auch irgendwann eine Frage stellen zu können. 
Weiter gibt er zu Bedenken, dass die Bereiche auch unterschiedlich eingeschätzt würden, weil 
Prioritäten anders gesetzt würden. Es stelle sich die Frage, ob zunächst einmal die Straßen 
saniert werden müssten, damit die Stadt lebenswert sei, oder ob dafür gesorgt werden müsse, 
dass die Kindertagesstätten und Schulen in einen ordentlichen Zustand versetzt würden. Sei-
nes Erachtens müsse eine von der Verwaltung angeschobene Diskussion hier geführt werden. 
 
Weiter erklärt Herr Grix, er habe den Eindruck, dass trotz der vielen Berichte vieles noch 
schlechter geworden sei. So hätten die Kinderarmut und die Isolation von Kindern zugenom-
men, obwohl bekannt sei, dass etwas getan werden müsse. Zudem werde gesagt, dass das 
Ehrenamt stärker gefördert werden müsse. Aber gleichzeitig würden die Vorschriften und Orga-
nisationsfragen so ausgeweitet, dass den ehrenamtlichen Helfern die Motivation verlorengehe. 
Abschließend stellt Herr Grix fest, in vielen Dingen sei es so, dass das Ehrenamt helfen würde, 
einiges abzudecken, wenn es motiviert und stärker mitgetragen und nicht nur getreten würde.  
 
Herr Engels erklärt, in seinen Berichten zur Jugendhilfeplanung hätte er die Situation damals 
deutlich dargestellt. Es handele sich hierbei um eine personelle Frage. Es stagniere, weil das 
Personal nicht vorhanden sei, und er nicht alles gleichzeitig machen könne.  
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Herr Grix ist der Ansicht, die organisatorische Voraussetzung, um eine vernünftige Analyse 
weiter zu entwickeln, sei eine Sache, die sowohl vom Vorstand als auch vom Rat entschieden 
werden müsse. Seiner Meinung nach seien der Kinder- und Jugendbereich und auch die 
Sprachförderung vordringlich. Mit der Lösung dieser Punkte sollte man anfangen.  
 
Frau Orth bemerkt, in diesem Bericht stecke viel Potential und sollte quasi als Arbeitshandbuch 
gesehen werden. Auch sie frage sich, wo man hier anfangen könne. Weiter würde es sie inte-
ressieren, wohin im Moment die freiwillig geleisteten Mittel der Stadt Emden fließen würden. In 
diesem Zusammenhang bittet sie um eine Übersicht dieser Mittel. Weiter führt sie aus, ihr sei es 
auch sehr wichtig, dass für die Bereiche Kinder, Kindertagesstätten und Bildung etwas getan 
werde, da es hierbei um die Zukunft gehe.  
 
Herr Engels stellt fest, jeder setze seine Schwerpunkte. So würde z. B. der Ausschuss für Wirt-
schaft, Hafen und Tourismus die Wirtschaft als das Wichtigste ansehen. Aus diesem Grunde 
müsse eine Abwägung stattfinden, was als wesentlich herausgestellt werden könne.  
 
Frau Kanziora stellt heraus, sie käme aus einem Stadtteil, wo es am Brenzligsten sei, und in 
dem  seit zehn Jahren das Projekt Soziale Stadt umgesetzt werde. Sie stelle jedoch fest, dass 
sich im sozialen Bereich nichts geändert habe, sondern noch schlimmer geworden sei. Die Leu-
te, die dort ehrenamtlich arbeiteten, würden sich um alle möglichen Projekte bemühen. Trotz-
dem habe sie die Befürchtung, dass die Menschen, die es betreffen würde, nicht mitgenommen 
würden. Es werde dazu ein Konzept benötigt. Sie lebe gerne in Barenburg. Doch es sei ihr sehr 
wichtig, dass dieser Stadtteil nicht nur baulich, sondern auch im sozialen Bereich vorwärtskom-
me. Sie wisse nicht, wo man noch ansetzen könne. Ihrer Meinung nach benötige der Beirat in 
Barenburg eigentlich professionelle Hilfe.  
 
Frau Janssen bedankt sich für den ausführlichen Bericht. Sie regt an, dass die Arbeitsgruppe 
ein Konzept erarbeite, wo auch die Integration weiter gefördert werde. Durch mehr Bildung für 
die Kinder werde die Zukunft gesichert, um aus dem Kreislauf der Armut und Arbeitslosigkeit 
herauszukommen.  
 
Frau Orth stellt fest, in Barenburg werde immer überdurchschnittlich gefördert und bemerkt, 
andere Stadtteile wie Borssum und Port Arthur/Transvaal dagegen kämen  zu kurz.  
 
Herr Engels erklärt abschließend, in der Verwaltung werde man sich jetzt zusammensetzen 
und ein Konzept entwickeln, wie es nunmehr weitergehen werde. Dieses werde man so schnell 
wie möglich den zuständigen Ausschüssen zur Verfügung stellen. Seines Erachtens sei dieses 
die sinnvollste Vorgehensweise.  
 
Ergebnis:  Kenntnis genommen. 
 
 
TOP 8  Mündliche Mitteilungen des Oberbürgermeisters  
 
Es liegen keine Mitteilungen vor. 
 
 
TOP 9  Anfragen  
 
1. Riesen-Bärenklau 
 
Frau Orth bittet bezüglich der Entwicklung des Riesen-Bärenklaus um eine kurze Berichterstat-
tung.  
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Herr Ammersken weist darauf hin, dass diese Anfrage in den Werksausschuss des Bau- und 
Entsorgungsbetriebes gehöre. 
 
Anmerkung der Protokollführung: 
Eine diesbezügliche Anfrage wurde von der FDP-Fraktion am 29.06.2010 gestellt. Eine Beant-
wortung seitens des Bau- und Entsorgungsbetriebes steht noch aus. 
 
2. Berichterstattung 
 
Herr Graf bittet um eine Berichterstattung durch die Arge bzw. das Arbeitsamt Emden hinsicht-
lich der Betreuung der hilfsbedürftigen jungen Mütter. Diese würden oftmals allein gelassen und 
bekämen kaum Unterstützung.  
 
3. Gesundheitsbericht 
 
Herr Ammersken bemerkt, vor einiger Zeit sei im Ausschuss für Gesundheit und Soziales der 
Gesundheitsbericht präsentiert worden. Dabei habe man festgestellt, dass es gewaltige Hand-
lungsbedarfe gerade auch im Hinblick auf Drogenkonsum und Alkoholkonsum bei Jugendlichen 
geben würde. Er fragt an, wie die Verwaltung gemeinsam mit der Politik hier weiter vorgehen 
wolle.  
 
Herr Dr. Decker entgegnet, die Verwaltung habe den Bericht vorgestellt und einige Handlungs-
empfehlungen konkreter Art gegeben. Zudem sei es auch das Ziel gewesen, nicht nur eine 
Analyse zu machen, sondern auch Lösungsvorschläge in dem Bericht zu geben. Seine Empfeh-
lung sei eigentlich gewesen, dass die Fraktionen sich beraten würden und anschließend mitteil-
ten, ob sie eine Umsetzung in Form eines Antrages hier im Ausschuss befürworten würden.  
 
Frau L. Meyer erklärt, ihre Fraktion werde sich beraten und dann entscheiden, ob sie einen 
Antrag stellen werde.  
 
 
 
Der Vorsitzende schließt die Sitzung. 
 
 


